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Beschlussvorlage

offentlich ST.INGBERT

Bebauungsplan Nr. 514.01 "Kohlenstral3e zwischen
Theresienstralle und Josefstaler Stra3e" in St. Ingbert-
Mitte: Entwurfsannahme und Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behdrden

Organisationseinheit: Datum
Stadtentwicklung (61) 24.05.2024
Beratungsfolge

Ortsrat St. Ingbert-Mitte AnhoOrung 12.06.2024
Stadtentwwklungs-, Biospharen-, Umwelt- Vorberatung 18.06.2024
und Demographieausschuss

Stadtrat Entscheidung 27.06.2024

Beschlussvorschlag
1. Die beigefiigten Planunterlagen des Bebauungsplanentwurfes, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) und der
Begriindung, werden gebilligt.

2. Fur den Bebauungsplan Nr. 514.01 "Kohlenstral3e zwischen Theresienstral3e und
Josefstaler Stral3e" wird die Verdéffentlichung im Internet und die Auslegung als
Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB, die elektronische Beteiligung
der Behdrden und sonstigen Trager Offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB
sowie die Abstimmung mit den Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB
beschlossen.

Sachverhalt

Am 27.02.2024 hat der Stadtrat den Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan Nr.
514.01 "KohlenstralRe zwischen Theresienstrae und Josefstaler Stral3e" im beschleunigten
Verfahren gem. § 13a BauGB gefasst (BV 2024/1219).

Die Mitelstadt St. Ingbert beabsichtigt, die Verkehrsfiihrung im Bereich der Innenstadt zu
verandern, um MalRnahmen zur Forderung des Radverkehrs umsetzen zu kénnen. Konkret
geht es darum, den Verkehr auf der Kohlenstral3e neu zu organisieren und fur den
Zweirichtungsverkehr freizugeben. Durch die Offnung der KohlenstraRe fiir den
Zweirichtungsverkehr kann die PoststralRe entlastet werden. Dadurch besteht die
Moglichkeit, den flieRenden Verkehr in der Poststral3e neu zu ordnen und eine
Radverkehrsfiihrung zu integrieren. Damit die Kohlenstral3e zwischen St. Barbara-Stral3e /
RickerstraRe und Josefstaler Str. / Ludwigstral3e in Gegenrichtung geotffnet werden kann,
muss in bestimmten Bereichen auch baulich in den bestehenden Stralenraum und die
angrenzenden Grundstiicke eingegriffen werden. Eine vom Ingenieurbiro Habermehl &
Follmann ausgearbeitete Planung sieht vor, dass der bestehende StralBenraum insgesamt
nach Norden hin umgebaut und verbreitet wird (u.a. zusatzliche Linksabbiegerspur). Hierfur
mussen bestehende Grinfachen (,Thume Eck") und vorhandener Geb&udebestand
(Hausnummer 6a) in Anspruch genommen werden. Es ist beabsichtigt, in der Grinflache
einen gemeinsamen Geh- und Radweg zu realisieren.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur
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die Umsetzung der MaRnahmen zur Forderung des Radverkehrs in Verbindung mit einer
vertraglichen Nutzung auf den verbleibenden, nicht von Verkehrsflachen beanspruchten
Bereichen geschaffen werden.

Das Vorhaben unterliegt keiner Umweltvertraglichkeitsprifung. Erhebliche
Beeintrachtigungen der Schutzgiter gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind nicht zu erwarten.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. 8§ 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprifung nach 8§
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfuigbar sind, der
zusammenfassenden Erklarung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. 8§ 13 Abs. 2 BauGB und
§ 13a Abs. 3 BauGB von der frilhzeitigen Unterrichtung und Erérterung nach 88 3 Abs. 1 und
4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Dennoch findet eine Berticksichtigung der Umweltbelange im Rahmen der Begriindung und
der noch zu treffenden Festsetzungen statt. Zudem wurde eine spezielle
artenschutzrechtliche Prifung (saP) gem. 8 44 BNatSchG durchgefihrt, als auch alle
weiteren relevanten Umweltschutzguter in der planerischen Abwagung auf inre Betroffenheit
untersucht.

Der Stadtrat billigt nun den vom Buro IGS | Dillinger vorgelegten Entwurf des
Bebauungsplanes, bestehend aus der Anlage 1 — Planzeichnung (Teil A) und dem Texttell
(Teil B) sowie Anlage 2 — Begriindung.

Ferner beschlieRt der Stadtrat zur Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB die
Veroffentlichung des Bebauungsplanes im Internet, inklusive einer offentlichen Auslegung
sowie die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange und der
Nachbargemeinden gem. 8 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB auf elektronischem Weg.

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Textteil (Teil B) sowie der Begriindung ist gem. 8§ 3 Abs. 2 BauGB flr die Dauer von
mindestens 30 Tagen im Internet zu verdffentlichen, zur Ansicht und zum Herunterladen
bereit zu halten und zuséatzlich auszulegen.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die
Planung berihrt sein kann sowie die Nachbargemeinden sind gem. 8 4 Abs. 2 und § 2 Abs.
2 BauGB i.V.m. 8§ 3 Abs. 2 BauGB von der Veroffentlichung im Internet / Auslegung zu
benachrichtigen und zu beteiligen.

Ort und Dauer der Veréffentlichung im Internet sind gem. § 3 Abs. 2 BauGB mit dem
Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der Vero6ffentlichungsfrist von jedermann
elektronisch per Mail oder bei Bedarf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden
kénnen, ortstiblich bekanntzumachen.

Finanzielle Auswirkungen
Es entstehen Kosten fur die Planungsleistungen des Bauleitplanverfahrens in Héhe von
voraussichtlich 7.500 EUR brutto. Die Mittel stehen unter 5.1.10.01.552500 zur Verfligung.

Weitere Kosten entstehen fir die Verdffentlichung der erforderlichen amtlichen
Bekanntmachung. Die Mittel werden tber den Deckungskreis des GB 6 bereitgestellt.

Anlage/n
1 Planzeichnung
2 Begrindung
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Mlttelstadt St. Ingbert Bebauungsplan Nr. 514.01 "KohlenstraRe zwischen Theresienstralte und Josefstaler Strale"
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RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S.
3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

getindert worden st

(BauNvO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 176) geandert worden ist

(PlanzV) i vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 19911 S.

58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) geéndert worden ist
vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S.
2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2240) geandert

worden ist

Bund iSsic in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 | S. 123), das zuletzt durch Artikel 11
Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 202) geéndert worden ist
Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 22. Mérz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 88) geéndert worden ist

Bund vom 17. Méarz 1998 (BGBI. |
$S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S. 306) geandert

worden ist

Bauordnung das Saarland (LBO), in der Fassung vom 18. Februar 2004, zuletzt geandert durch
das Gesetz vom 16. Februar 2022 (Amtsbl. | 456)
Saarlindisches Naturschutzgesetz (SNG) in der Fassung vom 05. April 2006 (Amsblatt S. 726),
letzte berticksichtigte Anderung: zuletzt gesndert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. Dezember
2021 (Amtsbl. | S. 2629)

Gesetz liber die

(SUVPG) in der Fassung vom
30. Oktober 2002 (Amsblatt. S. 2494), zuletzt geéindert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.
Februar 2019 (Amtsbl. | S. 324)

1 (SLPG) in der Fassung vom 18. November 2010
(Amtsblatt S. 2599), zuletzt geandert durch Artikel 92 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl.
1'S. 2629)

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni

1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geéindert durch Gesetz vom 12. Dezember 2023 (Amtsbl. | S. 1119)
Saarlindisches Wassergesetz (SWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004
(Amtsblatt S. 1994), zuletzt geéindert durch Art. 173 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 (AmtsblI
S. 2629)

\/ s
> /

LEGENDE

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

m Urbanes Gebiet (MU)

2. Maft der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
06 Grundfiichenzahl (GRZ)
12 Geschossflichenzahl (GFZ)

3. Bauweise, Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

g geschlossene Bauweise (§ 22 Abs. 3 BauNVO)
EPEMEIEL  Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

oK max. zuléssige Gebaudehshe (§ 18 BauNVO)

2. Verkehrsflachen § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Verkehrsflache

hier "Gemeinsamer Rad- und Gehweg"
BN straenbegrenzungslinie

3. Grunflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB )

4. Sonstige Planzeichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB )

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs
des Bebauungsplans

Nutzungsschablone
1 Art der baulichen Nutzung
2 Grundfiachenzahl (GRZ)
3 Geschossflachenzah! (GFZ)
auweise
5 maximal zulassigo Hohe der baulichen Anlage

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Festsetzungen gemat § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
Festgesetzt wird ein Urbanes Gebiet (MU):

Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozialen,

kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stéren. Die
muss nicht sein.

zulssig sind:

1. Wohngebaude,

2 Geschaits- und Birogebaude,

Schank- und i sowie Betriebe des

Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen fiir Verwaltungen sowie fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitiche und sportiiche
Zwecke.

Ausnahmen gem. § 6a Abs. 3 BauNVO sind unzulssig.

2. Mafs der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
Im Urbanen Gebiet (MU) ist eine Grundfiachenzahl (GRZ) von 0,6 und eine Geschossflachenzahl
(GFZ) von 1,2 festgesetzt.

Die maximale zulssige Hohe baulicher Anlagen im Urbanen Gebiet (MU) ist auf OK 7,00 m
ist die ge des Gehwegs in der

VERFAHRENSVERMERKE

Der Rat der Mitelstad St. Ingbert hat am 27.04.2024 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 514.01
zwischen und Josefstaler Strafe® im Verfahren
geméts § 13a BauGB beschlossen. (52 Abs. 1 BauGB).

Der Beschluss den Bebauungsplan aufzustellen, wurde mit dem Hinweis auf Durchfiihrung im

Verfahren ohne D einer L am __._ 2024 ortsiblich
bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan, bestehend aus der i (Teil A), den T (Teil B) und
der Begrindung hat gemaR § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB in der Zeit vom __._.2024 bis __._.2024

sffentiich ausgelegen.

Ort und Dauer der offentliichen Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass Anregungen wahrend der
Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kannen und dass
nicht bei der Abwagung unberiicksichtigt bleiben knnen,
am __.__.2024 ortsilblich bekanntgemacht.

Die nach § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligenden Tréger dffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
__.__ 2024 Gber die Auslegung benachrichtigt. Wahrend der Auslegung gingen Anregungen ein, die
vom Rat der Mittelstadt St. Ingbert am 2024 gepriift wurden. Das Ergebnis wurde denjenigen,
die Anregungen vorgebracht haben mitgeteilt. (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

Der Rat der Mittelstadt St. Ingbert hatam __.__.2024 den Nr. 514.01. )
zwischen TheresienstraBe und Josefstaler Strafe* als Satzung beschlossen (§ 10 BauGB). Der
Nr. 514.01. | zwischen T und Josefstaler Strale” besteht

aus der Planzeichnung (Teil A), dem Textteil (Teil B) und der Begrindung.

senkrecht von der Gebaudemitte gemessen.

3. Bauweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Gem. § 22 Abs. 3 BauNVO wird fiir das Baugebiet eine geschlossene Bauweise festgesetzt.

4. che gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Gem. § 23 Abs. 2 BauNVO werden die durch
Ein Vortreten von Gebé in Ausmafs gem. Bauplanungsrecht ist

zulissig.

5. Stellplétze und Nebenanlagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO sind Stellplitze, Garagen und Carports im Baugebiet unzuléissig.
Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der iberbaubaren Grundstiicksfliichen
Zulassig.

6 gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
Im Bebauungsplan werden dffentliche und dffentliche mit der
K Rad- und Gehweg" festgesetzt.

7. Griindordnerische Festsetzungen

von Baumen, und sonstigen gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 25a
BauGB.

Es wird festgesetzt, dass die nicht baulich genutzten Grundstiicksfléchen zu begrinen sind.

Fiir Neupflanzungen innerhalb des sind Kii Gehsize

zu verwenden.

Il FESTSETZUNG gem. § 9 Abs. 7 BauGB
Grenze des siehe

IIl. Hinweise
Artenschutz:

bzw. & an Baumen dirfen
nur im gem. BNatSchG vorgegebnene Zeitraum zwischen 01.10 und 28.02 vorgenommen werden.
Um eine mogliche it von Reptilien solite das Baufeld vor der Réumung
durch mindestens eine Begehung auf poteZielle Vorkommne Gberprift werden.

..im Zuge des weiteren Verfahrens werden ggfs. zusétzliche Punkle erganzt....
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Der wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

St. Ingbert, den Der Oberbiirgermeister

Der wurdeam __.__. ortsiiblich

Mit dieser Bekanntmachung it gema8 § 10 Abs. 3 BauGB der Bebauungsplan Nr. 514.01
zwischen und Josefstaler Strae”, bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A), dem Textteil (Teil B) und der Begriindung.in Kraft.

In der ist auf die der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mangeln der Abwagung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Absatz 2 BauGB)
und weiter auf Falligkeit und Erléschen von Entschadigungsanspriichen hingewiesen worden.

St. Ingbert, den _.__. Der Oberbirgermeister

UBERSICHTSPLAN

© OpenStreetMap-Miwirkende

MITTELSTADT ST. INGBERT

Nr. 514.01 "K T und StraBe”
Bebauungsplan gem. § 13a BauGB

Offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Bearbeitet fur die N
Mittelstadt St. Ingbert I1GS | Dil

St. Ingbert, im Juni 2024
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zum Bebauungsplan NR. 514.01 , KohlenstraRe zwischen
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Beteiligung der Beh6rden und sonstigen Trager offentl. Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:

IGS | Dillinger, St.Ingbert
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Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:

1GS | Dillinger, St. Ingbert
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Mittelstadt St. Ingbert Bebauungsplan Nr. 514.01 Seite 3

1 Vorbemerkungen / Planungsziele

Aufstellung

Der Rat der Mittelstadt St. Ingbert hat in seiner Sitzung am 27.02.2024 den Beschluss zur Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 514.01 KohlenstraRe zwischen Theresienstrale und Josefstaler StralRe" im
beschleunigten Verfahren gemaR §13a BauGB gefasst.

Anlass der Planung / Planungsziel

Die Mittelstadt St. Ingbert beabsichtigt, die Verkehrsflihrung im Bereich der Innenstadt zu verdndern,
um Malnahmen zur Forderung des Radverkehrs umsetzen zu kénnen. Konkret geht es darum, den
Verkehr auf der KohlenstraRe neu zu organisieren und fiir den Zweirichtungsverkehr freizugeben. Durch
die Offnung der KohlenstraRe fiir den Zweirichtungsverkehr kann die PoststraBe entlastet werden.
Dadurch besteht die Moglichkeit, den flieBenden Verkehr in der Poststralle neu zu ordnen und eine
Radverkehrsfiihrung zu integrieren. Damit die KohlenstralRe zwischen St. Barbara-StraRe/RickerstralRe
und Josefstaler Str./Ludwigstrale in Gegenrichtung geoffnet werden kann, muss in bestimmten
Bereichen auch baulich in den bestehenden StraRenraum und die angrenzenden Grundstiicke
eingegriffen werden. Eine vom Ingenieurbiiro Habermehl & Follmann ausgearbeitete Planung sieht
vor, dass der bestehende StraRenraum insgesamt nach Norden hin umgebaut und verbreitet wird (u.a.
zusatzliche Linksabbiegerspur). Hierfir missen bestehende Grinflichen (,Thume Eck“) und
vorhandener Gebaudebestand (Hausnummer 6a) in Anspruch genommen werden. Es ist beabsichtigt,
in der Grinflache einen gemeinsamen Geh- und Radweg zu realisieren.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die
Umsetzung der MalBnahmen zur Férderung des Radverkehrs in Verbindung mit einer vertraglichen
Nutzung auf den verbleibenden, nicht von Verkehrsflaichen beanspruchten Bereichen geschaffen
werden.

Verfahren

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Siedlungskorpers. Die festgesetzte Grundflache hat weniger
als 20.000 m2 Die Planung erfordert demnach keine Umweltvertraglichkeitsprifung.
Beeintrachtigungen der Schutzgiiter gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB sind nicht zu erwarten. Ebenso
bestehen keine Anhaltspunkte dafiir, dass bei der Planung Auswirkungen von schweren Unféllen nach
§ 50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Demzufolge kann der
Bebauungsplan in Anwendung des § 13a BauGB, als Bebauungsplan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.

Gemald § 13a Abs. 2 Nr. 1iVm. § 13 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Satz 1 BauGB kann von den friihzeitigen
Beteiligungen gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. Ein Umweltbericht und eine
zusammenfassende Erkldrung sind ebenfalls nicht erforderlich.

Das Stadtplanungsbiiro I1GS|Dillinger, Albert-Weisgerber-Allee 138, 66386 St. Ingbert, wurde mit der
Erarbeitung des Bebauungsplans beauftragt.

2 Plangebiet

Das Plangebiet umfasst die Flurstiicke 660/5, 663, 663/2, 664, 664/2, 664/5 und 665/4 in der
KohlenstraBe in St. Ingbert und hat eine Flache von ca. 0,13 ha. Es ist lber die KohlenstraRe
erschlossen. Der Geltungsbereich befindet sich im Bereich der Kohlenstralle zwischen der

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:

1GS | Dillinger, St. Ingbert www.igs-dillinger.de
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Mittelstadt St. Ingbert Bebauungsplan Nr. 514.01 Seite 4

TheresienstraRe und der Josefstaler Stralle. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der
Planzeichnung zu entnehmen.

3 Bestandssituation

3.1 Vorhandene Nutzung

Es handelt sich um eine innerstadtische Brachflache, die nach dem teilweisen Abbruch maroder
Bausubstanz temporar als Freiflache genutzt wird. Das letzte auf der Flache verbliebene Gebaude soll
zeitnah abgerissen werden.

3.2 Umgebende Nutzung

Das umgebende Gebiet ist gepragt von einer Mischnutzung aus Wohnen, Gewerbe und
Dienstleistungen. Die Innenstadt von St. Ingbert befindet sich in unmittelbarer Nachbarschaft.

3.3 Geologie, Boden, Hydrologie

Laut geologischer Karte! besteht das Plangebiet aus Ablagerungen der Talauen.

Die Boden des Plangebietes sind den Siedlungsbereichen zuzuordnen und anthropogen Uberpragt.
Nattrliche oder naturnahe Bodenfunktionen sind daher fiir die bereits teilweise versiegelten Boden
des Plangebiets nicht zu erwarten. GemaR hydrogeologischer Karte? befindet sich das Plangebiet
innerhalb eines Bereiches von Mittlerem Buntsandstein und Kreuznacher Schichten mit hohem
Wasserleitvermdogen.

3.4 Klima

Durch die dichte Bebauung, geringe Vegetation sowie die Emission von Luftschadstoffen und Abwarme
ist im Bereich des Plangebiets ein Stadtklima vorhanden. Mit Umsetzung der Planung ist keine
Beeintrachtigung des vorhandenen Klimas zu erwarten.

3.5 Schutzobjekte/-gebiete

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine Schutzobjekte oder Schutzgebiete betroffen.

3.6 ABSP

Die ,,Daten zum Arten- und Biotopschutz (ABSP)“ enthalten keine entgegenstehenden Aussagen zur
Flache des Geltungsbereichs.

3.7 LAPRO
Das LAPRO (Landschaftsprogramm) trifft fir das Plangebiet keine entgegenstehenden Aussagen.

3.8 Natura2000
Es sind keine Natura2000-Gebiete (Flora-Fauna-Habitat- bzw. EU-Vogelschutz-Richtlinie) betroffen.

1 geoportal.saarland.de
2 geoportal.saarland.de
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3.9 Spezielle Artenschutzrechtliche Priifung (saP)

Gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG ist die spezielle artenschutzrechtliche Prufung (saP) im Zuge der
Bebauungsplanaufstellung (§ 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG) auf streng geschiitzte Arten des Anhangs IV
der FFH- Richtlinie sowie auf europdische Vogelarten zu beschranken. Gem. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG
liegt bei der Betroffenheit anderer besonders geschiitzter Arten gem. BArtSchV kein Verstol8 gegen die
Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vor.

Die spezielle artenschutzrechtliche Priifung wurde im Zuge der Bebauungsplanaufstellung mit
folgendem Ergebnis durchgefiihrt (vgl. Anhang I):

Durch die Planung sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Verbotstatbestande gem. § 44 Abs. 1
BNatSchG einschlagig. Ferner sind keine erheblichen Beeintrachtigungen auf den Erhaltungszustand
einer lokalen Population der relevanten Arten zu erwarten.

3.10 Orts- und Landschaftsbild / Erholung

Das Ortsbild im Bereich des Plangebiets ist gepragt von innerstddtischer Baustruktur und 6ffentlichen
StraRen. Das Plangebiet hat keine Erholungsfunktion. Mit der Realisierung der Planung entstehen keine
negativen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sowie auf die Erholung.

3.11 Altlasten

Altlasten sind fir die Giberplante Flache nach derzeitigem Kenntnisstand nicht bekannt. Sollten wider
Erwarten Altlasten bekannt werden, sind diese dem Landesamt fur Umwelt- und Arbeitsschutz
mitzuteilen.

3.12 Verkehr/Erreichbarkeit

Das Plangebiet ist Gber die KohlenstraBe erschlossen.

3.13 Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet war bereits bebaut. Somit ist § 49a Saarlandisches Wassergesetz nicht anzuwenden.
Das anfallende Niederschlagswasser wird der vorhandenen Kanalisation zugefiihrt.

3.14 Denkmalschutz

Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich innerhalb des Plangebietes keine Denkmaler. Es wird auf
die Anzeigepflicht und das befristete Verdnderungsverbot bei Bodenfunden gemdR SDschG
hingewiesen.

3.15 Storfallbetriebe (Seveso Il / Richtlinie 2012/18/EU)

Das Plangebiet befindet sich nach jetzigem Kenntnisstand nicht innerhalb eines Achtungsabstandes
eines Storfallbetriebs.
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4 Vorgaben libergeordneter Planungen

4.1 Flachennutzungsplan (FNP)

GemadR § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspldne aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln. Der
rechtswirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Mittelstadt St. Ingbert stellt das Plangebiet als
,gemischte Bauflache” dar. Der Bebauungsplan kann dementsprechend aus dem Flachennutzungsplan
entwickelt werden.

4.2 Landesentwicklungsplan (LEP)

Der Landesentwicklungsplan, bestehend aus dem Teilabschnitt Umwelt vom 13. Juli 2004 und dem
Teilabschnitt ,Siedlung” vom 04. Juli 2006, enthélt keine der Planung entgegenstehenden Zielaussagen.
Das Plangebiet ist im LEP Umwelt als Siedlungsflache (iberwiegend Wohnen) dargestellt.

Die Planung steht weiterhin im Einklang mit den Vorgaben des LEP ,Siedlung”. GemaR
Landesentwicklungsplan ,Siedlung” ist St. Ingbert als Mittelzentrum an einer Siedlungsachse
1.0rdnung festgelegt. St. Ingbert liegt in der Kernzone des Verdichtungsraums.

Das Plangebiet war bereits mit Wohngebduden bebaut, die wegen ihres schlechten Zustands
abgerissen wurden. Mit Umsetzung der Planung kdnnten deutlich weniger Wohnfldachen, als bisher
vorhanden waren, geschaffen werden. Es kommt somit in diesem Bereich zu einer Reduzierung der
Wohneinheiten. Die Planung steht demnach im Einklang mit den Vorgaben des LEP ,Siedlung”.

5 Planungskonzeption und Festsetzungen

5.1 Planungskonzept

Im Plangebiet soll ein Teilbereich des Radwegekonzepts der Stadt St. Ingbert umgesetzt werden. Das
Verkehrskonzept sieht vor die Verkehrsfiihrung in der Innenstadt zu veréandern. Die KohlenstralRe soll
zuklnftig in beide Fahrtrichtungen nutzbar gemacht und zusatzlich ein gemeinsamer Geh- und Radweg
realisiert werden. Dazu ist eine Erweiterung der o6ffentlichen Verkehrsfliche und der Riickbau von
bestehender maroder Bausubstanz erforderlich. Gleichzeitig werden alle Flachen, die nicht fir
Verkehrsflachen benotigt werden, wieder einer angepassten Nutzung zugefiihrt oder dienen als
offentliche Grinflachen zur Verbesserung des innerstadtischen Kleinklimas.

5.2 Festsetzungen

Um die beabsichtigte Planung umzusetzen und die dafur erforderlichen planungsrechtlichen
Voraussetzungen zu schaffen, sind folgende Festsetzungen erforderlich:

Der Bebauungsplan setzt ein Urbanes Gebiet (MU) fest.

Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und
sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stéren.
Die Nutzungsmischung muss nicht gleichgewichtig sein.

Zulassig sind
1. Wohngebaude,

2. Geschéfts- und Blirogebaude,

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:
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3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen flir Verwaltungen sowie fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke.

In Anwendung des § 1 Abs 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die Ausnahmen gem. § 6a Abs. 3
BauNVvVO

1. Vergnugungsstatten,
2. Tankstellen,
unzuldssig sind.

Tankstellen sind wegen lhres Flachenbedarfs, Vergnligungsstatten wegen der rdumlichen Nahe zu
kirchlichen und schulischen Einrichtungen, als Nutzung im Plangebiet ungeeignet. Die allgemeine
Zweckbestimmung des Baugebiets bleibt trotz des Ausschlusses der vorgenannten Nutzungen gewahrt.

Diese im Plangebiet ausgeschlossenen Nutzungen sind jedoch bereits an anderer Stelle des
Stadtgebietes zulassig.

Der Bebauungsplan setzt offentliche Verkehrsflichen und o6ffentliche Verkehrsflichen mit der
besonderen Zweckbestimmung ,gemeinsamer Geh- und Radweg” fest. Die Bereiche fir
Verkehrsflaichen werden nur im notwendigen Umfang zur Umsetzung der MaBnahmen zur Férderung
des Radverkehrs in Anspruch genommen.

GemaR § 16 BauNVO wird eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,6 und eine Geschossflachenzahl (GFZ)
von 1,2 festgesetzt. Die Festsetzungen zu GRZ und GFZ orientieren sich an der baulichen Struktur des
Umfeldes.

Die maximale zuldssige Hohe baulicher Anlagen im Urbanen Gebiet (MU) ist auf OK 7,00 m
Gebdudeoberkante festgesetzt. Bezugspunkt ist die Hohenlage des Gehwegs in der Kohlenstralle
senkrecht von der Gebdaudemitte gemessen. Die Festsetzung der maximal zuldssigen Hohe baulicher
Anlagen orientiert sich an der Hohe der vorhandenen Stiitzmauer und sichert die Blickbeziehung zum
benachbarten Kirchengebaude.

GemadR § 22 Abs. 3 BauNVO wird, in Anlehnung an die umgebende Baustruktur, eine geschlossene
Bauweise festgesetzt. In der geschlossenen Bauweise werden die Gebdude ohne seitlichen
Grenzabstand errichtet, es sei denn, dass die vorhandene Bebauung eine Abweichung erfordert.

Die liberbaubaren Grundstiicksflaichen werden im vorliegenden Bebauungsplan gemaR § 23 Abs. 3
BauNVO als Baugrenzen festgesetzt. Hiermit wird hinsichtlich der Positionierung der Gebadude eine
groRtmogliche Flexibilitat erreicht. Diese sind so gewahlt, dass ausreichende Abstdnde zum geplanten
Geh- und Radweg gewahrleistet sind. Gemall Bauplanungsrecht ist ein Hervortreten von
Gebdaudeteilen in geringfligigem AusmaR (bis zu 0,5 m) zulassig.

Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO sind Stellplatze, Garagen und Carports im Baugebiet innerhalb und
auBerhalb der tGberbaubaren Grundstiicksflichen unzuldssig. Das Befahren des Grundstiicks mit PKW
ist wegen des querenden Geh- und Radweges nicht ohne Konflikte moglich. Grundsatzlich sind im
Umfeld des Plangebiets Parkmoglichkeiten vorhanden. Gegebenenfalls sind erforderliche Stellpldtze
auBerhalb des Plangebiets in abhangig der konkret geplanten Nutzung im nachgelagerten
Bauantragsverfahren nachzuweisen.
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Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der Gberbaubaren Grundstlicksgrenzen
zuldssig. Mit der Beschrankung Nebenanlagen nur innerhalb des Baufeldes zuzulassen, wird ein
Schutzabstand zwischen baulichen Anlagen und dem gemeinsamen Geh- und Radweg sichergestellt.

5.3 Grinordnerische Festsetzungen

Damit die Grundstiicke einen Beitrag zur Klimaanpassung leisten kdnnen, wird gemaR § 9 Abs. 1 Nr.
25a BauGB festgesetzt, dass die unbebauten Grundstiicksflaichen zu begriinen und gartnerisch zu
gestalten sind.

Fir diese Neuanpflanzungen sind resiliente, standortgerechte, klimaangepasste Gehdlze zu
verwenden.

Die getroffenen Festsetzungen sollen den Belangen i.S. von § 1 Abs. 6 und § 1a BauGB Rechnung tragen
und etwaige Auswirkungen so weit wie moglich minimieren. Anzumerken ist, dass ein grofRer Teil des
Plangebietes versiegelt war.

Hinweis

Rodungen sind gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG in der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September unzulassig.
Sollten dennoch Rodungen/ RiickschnittmaBnahmen in diesem Zeitraum notwendig werden, die Gber
einen geringflgigen Rickschnitt hinausgehen, ist durch vorherige Kontrolle sicherzustellen, dass keine
besetzten Fortpflanzungs-/Ruhestitten der Fauna vorhanden sind. Bei Uberschreitung der
Geringflgigkeit ist ein Befreiungsantrag gem. § 67 BNatSchG zu stellen.

6 Hinweise

...werden im Zuge des Verfahrens erganzt...

7 Alternativenprifung

Es handelt sich um ein kleines Plangebiet, das zum Ziel hat, ein Teilstlick der Radwegekonzeption der
Mittelstadt St. Ingbert zu realisieren. Da Flachen fir die Verkehrsfiihrung benoétigt werden, kommen
keine anderweitigen Planungsalternativen in Betracht.

Die Planungsalternative Null-Variante wiirde bedeuten, dass die Flache in ihrem jetzigen Zustand
verbleibt und das Radwegekonzept nicht vollstandig umgesetzt werden kdnnte.

8 Auswirkungen der Planung - Abwagung

Mit Realisierung der Planung sind Auswirkungen auf einzelne der in § 1 Abs. 6 BauGB genannten
Belange zu erwarten. Diese Auswirkungen werden im Folgenden erldutert und in die Abwagung mit
eingestellt. GemaR § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane die 6ffentlichen und
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen.

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse

Die Anforderungen an Wohn- und Arbeitsverhaltnisse werden durch die Planung nicht beeintrachtigt,
da es sich bei der angrenzenden Bebauung ebenfalls um gemischte Nutzungen handelt. Die gewahlten
Festsetzungen garantieren, dass sich das Vorhaben in die Umgebung einfligt.

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:
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Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen ermdoglichen eine Neubebauung, bei der dem Belang
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse auf dem Grundstiick und im Umfeld Rechnung getragen
wird. Dazu gehort u.a. die Reglementierung der Uberbaubaren Grundstiicksflichen. Dies wird
unterstiitzt durch die Festsetzung von Baugrenzen. Somit entfaltet der Bebauungsplan auch
nachbarschaftsschiitzende Wirkung.

Von einer zusatzlichen Verkehrsbelastung ist nicht auszugehen.

Wohnbedirfnisse

In Folge der Planung werden Moglichkeiten zur Errichtung von Wohn- bzw. Gewerbeflachen
geschaffen.

Soziale und kulturelle Bedirfnisse

Im festgesetzten Urbanen Gebiet sind gem. § 6a Abs. 2 soziale und kulturelle Anlagen generell zulassig.

Raumstruktur

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine innerhalb des bebauten Siedlungskdrpers liegende Flache
im Innenbereich von St. Ingbert, fiir die bereits Baurecht existiert. Die Planung steht nicht im
Widerspruch zu den tbergeordneten Vorgaben der Landesentwicklungsplane.

Denkmalschutz/ Orts- und Landschaftsbild

Belange des Denkmalschutzes sind nicht betroffen, da innerhalb des Plangebietes nach derzeitigem
Kenntnisstand keine Denkmaler vorhanden sind. Das Ortsbild im Bereich des Plangebietes ist derzeit
hauptsachlich von der bereits in der Umgebung vorhandenen Bebauung der KohlenstralRe und der
Josefstaler Stralle gepragt. Durch die getroffenen Festsetzungen, die sich in den Grundziigen am
Umfeld orientieren, wird gewahrleistet, dass sich die geplante Bebauung in die Umgebung und in das
Ortsbild einfiigt.

Kirchliche Belange

Ebenso wie die sozialen und kulturellen Nutzungen sind die kirchlichen Nutzungen im Bebauungsplan
Im festgesetzten Urbanen Gebiet gem. § 6a Abs. 2 generell zulassig.

Belange des Umweltschutzes.

Artenschutz

Es wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prifung gemall § 44 Abs. 5 BNatSchG durchgefiihrt
(siehe Anhang 1). Demnach stehen der Planung Belange des européischen Artenschutzes nicht
entgegen.

Flora, Fauna, Natur und Landschaft

Eine erhebliche Betroffenheit von Flora und Fauna ist nach artenschutzrechtlicher Betrachtung und
Auswertung vorhandener Daten nicht zu erwarten (siehe saP im Anhang I).

Es werden griinordnerische Festsetzungen getroffen. Durch die Umsetzung der Planung sind keine
erheblichen Beeintrachtigungen der Umwelt sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushaltes zu erwarten.

Eine rechnerische Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist nicht erforderlich, um die erforderlichen
Abwagungsbelange sachgerecht aufzubereiten.

Schutzgebiete.

Schutzgebiete oder Biotope sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden.

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:
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Boden/Wasser.

Das Plangebiet war bereits bebaut. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sind keine negativen
Auswirkungen auf die Schutzgiiter Boden und Wasser zu erwarten. Altlasten sind nach derzeitigem
Kenntnisstand keine bekannt. Die Versiegelung wird sich verringern.

Klima. Lufthygiene

Mit der Planung werden Griinflaichen geschaffen und die Radwege ausgebaut. Dementsprechend sind
positive Auswirkungen auf das Klima und die Lufthygiene zu erwarten

Belange gem. § 1 Abs. 6 Nummer 8 a) bis f)

Wirtschaftliche Belange stehen der Planung nicht entgegen. Da es sich im vorliegenden Fall nicht um
land- oder forstwirtschaftliche Flachen handelt, sind durch die Umsetzung der Planung diesbeziiglich
keine Beeintrachtigungen zu erwarten.

Mit der Planung wird die Schaffung von gemischten Wohn- und Gewerbeflachen auf einem bereits
erschlossenen Grundstiick angestrebt.

Rohstoffvorkommen sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden.
Verkehr

Die Planung setzt Teilbereiche des Radwegekonzeptes um, und wirkt sich deshalb positiv auf den
Verkehr aus.

Verteidigung
Die Belange des & 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB werden von der Planung nicht berhrt.

Hochwasserschutz.

Die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB werden von der Planung nicht berthrt.

Belange der Flichtlinge

Die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB werden von der Planung nicht beriihrt.

Versorgung mit Griin- und Freifldchen.

Mit der Planung werden Griin- und Freiflachen geschaffen.

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:
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Anhang 1: Artenschutzrechtliche Betrachtung/ Prifung (saP)

Rechtliche Grundlagen

Gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG ist die artenschutzrechtliche Priifung im Zuge der Aufstellung, Anderung,
Erganzung oder Aufhebung von Bauleitplanen oder von Satzungen (§ 18 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1
BNatSchG) auf streng geschiitzte Arten des Anhangs IV der FFH- Richtlinie sowie auf europdische
Vogelarten zu beschranken. Gem. § 44 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG liegt bei der Betroffenheit anderer
besonders geschitzter Arten gem. BArtSchV bei Handlungen zur Durchfiihrung eines Eingriffs oder
Vorhabens zur Umsetzung eines Bebauungsplanes kein Verstol3 gegen die Verbote des § 44 Abs. 1
BNatSchG vor.

Datengrundlage der artenschutzrechtlichen Priifung sind die 6ffentlich zugéanglichen Internet-Quellen
des GeoPortal Saarland, Daten des Landesamtes fir Umwelt und Arbeitsschutz, weitere aktuelle Daten
zum Vorkommen relevanter Arten im Saarland (u.a. Verbreitungsatlanten, ABSP), allgemein anerkannte
wissenschaftliche Erkenntnisse zur Autdkologie, zu den Habitatansprichen und zur Lebensweise der
Arten sowie eine Begehung vor Ort.

Prifung

Der Prifung mussen solche Arten nicht unterzogen werden, fir die eine Betroffenheit durch das
jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Bei der Prifung werden
die einzelnen relevanten Artengruppen der FFH-RL bzw. der VS-RL beriicksichtigt und eine
Betroffenheit anhand der derzeit bekannten Verbreitung, der innerhalb des Plangebiets vorhandenen
Habitatstrukturen und deren Lebensraumeignung fir die jeweilige relevante Art einer Tiergruppe,
einem konkreten Nachweis im Plangebiet sowie ggf. durchzufiihrender MaRRnahmen (Vermeidungs-,
Minimierungs-, Ausgleichmallnahmen) bewertet. Dazu reicht i.d.R. eine bloRe Potenzialabschatzung
aus (BayVerfGH, Entscheidung v. 03.12.2013 - V{.8-VII-13, BayVBI. 2014, 237 (238)).

Hinweise

Die artenschutzrechtliche Bewertung bezieht sich grundsatzlich auf die 6kologische Situation und
Habitatauspragung zum Zeitpunkt der Datenauswertung oder der értlichen Erhebung(en). Anderungen
der vorhandenen 6kologischen Strukturen des Untersuchungsgebietes kénnen nicht abgeschatzt oder
bei der Bewertung beriicksichtigt werden. Veranderungen der ortlichen Lebensraumstrukturen kénnen
in Einzelfallen dazu fihren, dass sich neue Arten im Plangebiet einfinden bzw. Arten nicht mehr
vorhanden sind, falls zwischen der artenschutzrechtlichen Prifung und dem tatsdchlichen Eingriff
mehrere Vegetationsperioden vergehen. Entsprechend wird durch die artenschutzrechtliche Priifung
der aktuelle 6kologische Zustand des Plangebietes bewertet und nicht der 6kologische Zustand zum
Zeitpunkt des Eingriffs (z.B. ErschlieRung, Baufeldraumung, etc.)
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Tabelle 1: kurze tabellarische artenschutzrechtliche Priifung

Gruppen Relevanz / Betroffenheit | Anmerkungen

GefaRpflanzen keine Betroffenheit keine Vegetationsstrukturen fr
planungsrelevante  Gefalpflanzen im
Geltungsbereich

Weichtiere, Rundmauler, | keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen

Fische im Eingriffsbereich bzw. im direkten
Umfeld

Kafer keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen
im Eingriffsbereich bzw. im direkten
Umfeld

Libellen keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen

im Eingriffsbereich bzw. im direkten

Umfeld

Schmetterlinge

keine Betroffenheit

keine geeigneten Lebensraumstrukturen

im  Eingriffsbereich bzw. im direkten
Umfeld

Amphibien keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen
im Eingriffsbereich bzw. im direkten
Umfeld

Reptilien potenzielle Betroffenheit | Die vorhandenen Gabionen bieten
planungsrelevanten Arten potenzielle

Habitate (insbesondere fiir Mauer- und
Zauneidechse)

Im Umfeld des Plangebietes sind jedoch
keine Nachweise bekannt.

Saugetiere (Flederméause) | keine erheblichen | potenzielle Quartiere in angrenzender
negativen Auswirkungen | Wohnbebauung moglich; keine
auf potenzielle | geeigneten Hohlenbdaume im
Vorkommen Planungsgebiet vorhanden
weitere  Sdugetierarten | keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen
Anh. IV FFH-RL fir Biber, Wildkatze oder Haselmaus im
Eingriffsbereich
Geschiitzte  Vogelarten | keine Betroffenheit keine geeigneten Lebensraumstrukturen
Anh. 1 VS-RL im Eingriffsbereich bzw. im direkten
Umfeld
Sonst. Europadische | keine erheblichen | Im Eingriffsbereich und den daran
Vogelarten negativen Auswirkungen | angrenzend vorhandenen
auf europaische | Lebensraumstrukturen sind allgemein
Vogelarten haufige und weit verbreitete européische
Vogelarten zu erwarten, die i.d.R. lokale
Habitatverluste gut ausgleichen kénnen.
Ergebnis
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Nach Auswertung der Datenlage sind keine planungsrelevanten Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie
bzw. des Anhang | der VS-Richtlinie im (bergeordneten Planungsraum bekannt. Innerhalb des
Plangebietes finden sich potenziell geeignete Habitatstrukturen fur planungsrelevante Arten des Anh.
IV der FFH-RL.

Reptilien

Die Gabionen aus lockeren Steinen entlang der nordlichen Grenze des Plangebietes stellen potenziell
geeignete Versteck- und Uberwinterungsmoglichkeiten fiir planungsrelevante Reptilienarten
(insbesondere fiir Zauneidechse und Mauereidechse) dar. Das Plangebiet bietet somit in Teilbereichen
geeignete Habitatbedingungen fir planungsrelevante Reptilien. Aufgrund des Fehlens von konkreten
Sichtungen im Plangebiet und Nachweisen im Umfeld, ist ein Vorkommen und somit eine erhebliche
Betroffenheit planungsrelevanter Arten jedoch nicht wahrscheinlich.

Fledermduse

Im Plangebiet konnten im Rahmen der Ortsbegehung keine potenziellen Quartierbaume festgestellt
werden. Es ist nicht auszuschlieRen, dass sich im Plangebiet oder im Umfeld Baum- oder
Gebdudequartiere synanthroper Arten befinden, deren Aktivitdtsradius sich bis ins Plangebiet
erstreckt. Moglicherweise dient das Plangebiet als Jagdrevier und Gebaude aulRerhalb des Plangebietes
als potenzielle Habitate, Quartiere oder gar Wochenstuben. Durch die Umsetzung der Planung bleiben
die umliegenden Flachen unangetastet. Zudem finden sich in unmittelbarer Umgebung des
Plangebietes vergleichbare Flachen, die potenziell betroffenen Arten als Jagdhabitat dienen kénnen
(Freiflachen ostlich, sowie Garten stdwestlich des Plangebietes). Daher kann eine erhebliche
Beeintrachtigung mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.

Avifauna

Bereiche des Plangebiets sind potenzielle Habitate fiir die Avifauna. Aufgrund der Siedlungsnahe sind
hier allerdings vorwiegend stérungstolerante Arten zu erwarten. Dabei handelt es sich in der Regel um
allgemein haufige und nicht gefdhrdete Arten, deren Erhaltungszustand sich durch den Verlust
einzelner Lebensraume nicht erheblich verschlechtert. Eine erhebliche Betroffenheit kann daher mit
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.

Folgende MaRnahmen sollten getroffen werden, um Konflikte zu vermeiden:

e Rodungs-/ Freistellungsarbeiten bzw. umfassender Rickschnitt an angrenzenden Biumen
dirfen nur im gem. BNatSchG vorgegebenen Zeitraum zwischen 01. Oktober und 28. Februar
vorgenommen werden.

e Um eine mogliche Betroffenheit von Reptilien auszuschlieRen, sollte das Baufeld vor der
Rdaumung durch mindestens eine Begehung auf potenzielle Vorkommen Gberprift werden.

Fazit:

Durch das geplante Vorhaben werden keine Verbotstatbestande gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG
einschlagig, wenn die o.a. Schutz- und VermeidungsmaBnahmen beachtet werden. Ferner sind keine
erheblichen Beeintrachtigungen auf den Erhaltungszustand einer lokalen Population relevanter Arten
zu erwarten, wenn die gesetzlich vorgegebenen Rodungszeiten eingehalten werden.
Ausnahmegenehmigungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht
erforderlich.

Bearbeitet im Auftrag der Mittelstadt St. Ingbert:

1GS | Dillinger, St. Ingbert www.igs-dillinger.de

16 von 16 in Zusamenstell ung



	Vorlage
	Anlage  1 Planzeichnung
	Anlage  2 Begründung

